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I ) Die Tätigkeit zugunſten der Handwerker und

Arbeiter in Neichsbetrieben .

104 . Für die Arbeiter und Handwerker der Reichspoſtverwal⸗

tung haben einige Zentrumsabgeordnete beantragt :

„den Herrn Reichskanzler zu erſuchen ,

1. Erwägungen darüber zu veranlaſſen , wie für die Arbeiter und

Handwerker der Reichs - Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ( Tele⸗

graphenarbeiter , Handwerker und Zeugamtsarbeiter ) das Arbeits⸗

verhältnis günſtiger zu geſtalten iſt . Insbeſondere iſt dabei zu be⸗

rückſichtigen , daß

a) die Arbeiter und Handwerker , die mehrere ( zwei ) Jahre im

Dienſt der Reichs - Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung tätig
waren , in ein ſtändiges Arbeitsverhältnis aufgenommen
werden ,
die Arbeiter und Handwerker , die nach längſtens zehnjähriger
einwandfreier Dienſtzeit nicht etatsmäßig angeſtellt ſind , in
ein geſichertes Arbeitsverhältnis ( Diplomverhältnis ) über —

führt werden ,
c) die Tagelöhne in Wochenlöhne umgewandelt werden ;

2. die erforderlichen Maßnahmen einzuleiten — wenn erforderlich
durch Vorlegung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung des Be⸗

ſoldungsgeſtzes vom 15 . Juli 1909 — um den Arbeitern und Hand⸗
werkern der Reichs - Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung bei ihrer
etatsmäßigen Anſtellung einen angemeſſenen Teil ihrer Arbeiter⸗
und Handwerkerdienſtjahre auf das Beſoldungsdienſtalter anzu —
rechnen ;

3. dem Reichstag alsbald eine Denkſchrift über das Reſultat der ver⸗

ſicherungstechniſchen Ermittlungen und Erwägungen über die Er⸗
richtung einer Penſionskaſſe für die von der Reichs - Poſt⸗ und

Telegraphenverwaltung beſchäftigten Arbeiter und Handwerker vor⸗

zulegen . “ (J. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 321 )

Dieſer Antrag iſt ohne Begründung ſeitens des Zentrums an —

genommen worden ; er war von einigen Zentrumsabgeordneten
in Verbindung mit der Wirtſchaftlichen Vereinigung geſtellt
worden . Die Zentrumsfraktion hat folgenden Antrag in der

Budgetkommiſſion zur Annahme gebracht :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die erforderlichen Maßnahmen zu

treffen , durch welche : die in der Reichspoſtverwaltung beſchäftigten Perſonen
eine den örtlichen Lohn - und Lebensverhältniſſen entſprechende Bezahlung
erhalten . “

Abg . Duffner führte hierzu aus :

„Ich möchte . bei dieſer Gelegenheit aber empfehlen , daß in den ge⸗
ſamten Reichsbetrieben , ſpeziell auch im Gebiete der Reichspoſtverwaltung , bei

b



t ind

detnal⸗

der Zuteilung der Arbeiten und der Lohnbemeſſung auf die Familien⸗verhältniſſe in einem höheren Maße Rückſicht genommen wird als bisher( ſehr richti ! im Zentrum ) , wobei dann auch die Kinderzahl entſprechendberückſichtigt werden kann und ſoll . ( Sehr richtig ! im Zentrum . ) Dadurch ,meine Herren , würde wohl eine hohe vaterländiſche und ſittliche Miſſionerfüllt werden , würden wohl auch manche Urſachen abgeſtellt werden , die zudem am letzten Freitag beklagten Geburtenrückgang leider führen . “
( 85. Sitzung vom 20. März 1912 . St . B. S. 1009 )

Abg . Giesberts bemerkte :
„ Ein vierter Punkt , von dem ich allerdings zugebe , daß er nicht ſo leichtzu löſen iſt , iſt die Stellung der Poſtboten in den Induſtriebezirken undGroßſtädten . Die Poſtboten in den Induſtriebezirken müſſen wir mindeſtensſo hoch entlohnen , wie ein tüchtiger gelernter Induſtriearbeiter in dieſenInduſtriebezirken entlohnt wird . Mir ſcheint , daß die gegenwärtige Ent⸗lohnung , ſpeziell im rheiniſch -weſtfäliſchen Induſtriegebiet ,nach der Richtunghin vieles zu wünſchen übrig läßt . Hier müßte unbedingt ein Ausgleich ge⸗ſchaffen werden ; Geld koſtet das ja immer . Aber i erinnere daran , daßgerade im Induſtriegebiet der ganze Poſtbeſtelldienſt und auch der Poſt⸗abfertigungsdienſt an die Beamtenſchaft große Anforderungen an Arbeitskraftund Arbeitsleiſtung ſtellt , aus den Gründen , die ich ſchon dargelegt habe .Man hat zwar auch im Induſtriegebiet noch vereinzelt Landbriefträger , abereine eigentliche Landbeſtellung gibt es im Induſtriegebiet nicht mehr ; denndas ganze Induſtriegebiet hat zwar eine lockere Bebauung , ſteht aberüberall in Verbindung , und die Arbeit der Briefträger wird dadurch erheblicherſchwert . “ ( 37. Sitzung vom 28. März 1912 . St . B. S. 1094)
Staatsſekretär Krätke ſagte hier Entgegenkommen zu .

105 . Für die Arbeiter der Heeresverwaltung hat das Zentrum
beantragt :

„a) den Herrn Reichskanzler zu erfuchen :
I. die Löhne der in den Militärbetrieben beſchäftigten Handwerker ,Arbeiter und Arbeiterinnen aufzubeſſern , ſo daß dieſelben den durchTarifvertrag feſtgeſetzten Löhnen der Handwerker , Arbeiter und

Arbeiterinnen gleichartiger Gewerbe an den betreffenden Orten
zum mindeſten gleichkommen ;

2. den Arbeiterausſchüſſen bei der Geſtaltung der Lohn - und Arbeits⸗
bedingungen eine geeignete Mitwirkung zu ermöglichen ;3. daß die Mitglieder der Arbeiterausſchüſſe im Arbeitsverhältniswährend ihrer Amtsdauer entſprechend geſichert werden ;4. daß es Vertretern der einzelnen Ausſchüſſe ermöglicht wird , in
wichtigen Fällen die Wünſche der Arbeiter den höheren vorgeſetzten
Dienſtſtellen vorzutragen . (J. Seſſ . 1912 , Druckſ . Nr . 434 )

b) den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dem Reichstag eine Denkſchriftüber das Reſultat der verſicherungstechniſchen Erwägungen über Errichtungeiner Penſionskaſſe für die in den Betrieben der Heeresverwaltung be⸗
ſchäftigten Handwerker , Arbeiter und Arbeiterinnen vorzulegen . “

(J. Seſſ . 1912 , Pruckſ . Nr . 435 )

Abg . Trimborn trat für dieſe Wünſche ein .
„ Dann beſteht noch der Wunſch nach Fortfall der Lohnklaſſe 5. Dieſe

weiſt einen Lohn auf von 3,20 M. Nun wird von Siegburger Arbeitern be⸗
hauptet , daß der Siegburger Handlanger und gewöhnliche Tagearbeiter4 M. bis 4,50 M. täglich verdiene ; man dürfe da — ſagt man — nicht



operieren mit dem ſogenannten „ortsüblichen Tagelohn “ ; der ortsübliche

Tagelohn würde ja nach dem allgemeinen Durchſchnitt fixiert ; der ſei hier

nicht maßgebend ; der wirklich gezahlte Lohn in Siegburg ſei 4 bis 4,50 M.

für Handlanger und gewöhnliche Tagearbeiter ; demgegenüber reiche die Lohn⸗

klaſſe 5 mit 3,20 M. nicht aus . “
( 62. Sitzung vom 14. Mai 1912 . St . B. S. 1972 )

„ Nach der Militärverwaltung ſollen allerdings wiederholt Klagen ſeitens

der Handwerksmeiſter in der Siegburger Gegend darüber geführt ſein , daß die

Arbeiter in den Siegburger Inſtituten ganz bedeutend beſſer bezahlt würden ,

als die Handwerksmeiſter in der Gegend von Siegburg und Umgegend ſie

bezahlen könnten , daß infolgedeſſen die Geſellen aus den Betrieben heraus⸗

liefen in die königlichen Inſtitute , weil ſie ſich dort beſſer ſtünden . “
( St . B. S. 1975 )

„Z. B. iſt ſeit 1904 , ſeit dem Jahr , ſeit dem die jetzige Lohn —

ordnung beſteht , die Zahl der Arbeiker in der 1. Lohnklaſſe um 56 Prozent

gewachſen , in der 2. um 33, in der 3. um 73 Prozent , während die in der

4. Lohnklaſſe um 82 Prozent geſunken ſind . Das beweiſt deutlich , wie die

Arbeiter ſich verbeſſert haben . Dieſe Angaben beziehen ſich auf den Stück⸗—

lohn , und in ähnlicher Weiſe geſtaltet es ſich beim Zeitlohn . Wenn man

den Geſamtbetrag der Verdienſte in Betracht zieht , ſo ergibt ſich, daß die

Verdienſte der Arbeiter ſeit dem Jahre 1907 im Stücklohn um 10,86 und im

Zeitlohn um 8,26 Prozent ſich verbeſſert haben . ( Hört ! hört ! rechts . ) Die

Durchſchnittsbeträge , die ſich für die techniſchen Inftitute ergeben , ſind ſo,

daß die Stücklohnarbeiter beziehen 5,82 Mark , die Zeitlohnarbeiter 4/98 Mark

täglich . Von einem Beſtreben , die Löhne herabzuſetzen , kann gar keine Rede

ſein , wie ſchon aus den Bemerkungen hervorgeht , die ich vorher gemacht

habe über die alljährlich erfolgende , aufs ſorgfältigſte vorgenommene Feſt⸗

fetzung der Löhne nach dem Verhältnis zur Privatinduſtrie . Daß die Heeres⸗

verwaltung auf die Privatinduſtrie Rückſicht nehmen muß , verſteht ſich ganz

von ſelbſt . Wenn die Arbeiterausſchüfſe ſich in den Befugniſſen

halten , für die ſie geſchaffen ſind , und ihre Tätigkeit innerhalb der Inſtitute

ausüben , haben ſie überall ſegensreich gewirkt . Das iſt nur anzuerkennen ,

und wir ſind auch dauernd bemüht geweſen , ihre Tätigkeit zu erweitern .

Es iſt erſt kürzlich wieder eine Beſtimmung , die übrigens auch bereits in

die dem Reichstag vorliegende Darſtellung der Arbeiterverhältniſſe auf⸗

genommen iſt , getroffen worden , wonach die Arbeiterausſchüſſe berechtigt ſind ,

unmittelbar bei der Beſichtigung den höheren Vorgeſetzten ihre Wünſche vorzu⸗

tragen , daß alſo der Inſtanzenzug für ſolche beſondere Fälle ausgeſchaltet iſt .

Damit iſt einem Wunſch entſprochen , der wiederholt im Reichstag vor —

getragen iſt . “ ( General Wandel am 14. Mai 1912 . St . B. S. 1975 )

106 . Die Wünſche der Reichseiſenbahnarbeiter trug der Abg .

Koßmann vor :

„Zunächſt klagen die Arbeiter über ungenügende Löhne ; die Löhne ſind

nicht entſprechend den geſteigerten Lebensbedingungen aufgebeſſert worden

Meine politiſchen Freunde haben ſeit Jahren den Standpunkt vertreten ,

daß die Löhne der Reichseiſenbahnarbeiter zum mindeſten den Löhnen , die

in der Induſtrie gezahlt werden , nach Möglichkeit gleichgeſtellt werden ſollen .

Ich verweiſe da auf eine Reſolution , welche meine Fraktion im Jahre 1910

eingebracht hat , und die auch angenommen wurde , in der ausdrücklich

geſagt iſt :
Die Löhne der Arbeiter und Handwerker ſollen ſo erhöht und ge—

ſtaltet werden , daß ſie unter keinen Umſtänden hinter den orts⸗

üblichen Gewerbelöhnen zurückbleiben .



Ferner :
Es ſollen die ſtatiſtiſchen Nachweiſe der Reichseiſenbahnverwaltung
über die Arbeitsverhältniſſe ſo erweitert werden , daß nicht nur die
Durchſchnittslöhne , ſondern die wirklich verdienten Löhne der Arbeiter
dargeſtellt werden . “

( 48. Sitzung vom 27. April 1912 . St . B. S. 1475 )

Eiſenbahnminiſter von Breitenbach entgegnete :
„ Der Abg . Koßmann verlangt Gleichſtellung mit der Induſtrie . Ich

halte dieſes Verlangen an ſich für berechtigt und zwar nicht nur mit Beziehung
auf die Induſtrie , ſondern auch auf die anderen Erwerbsgruppen des Landes ,
namentlich die Landwirtſchaft . Ich halte die Meinung , daß wir die Löhne
unſerer Rottenarbeiter mit denen der Landwirtſchaft in der Umgegend in
Einklang zu bringen haben , an ſich für richtig und notwendig . Aber , meine
Herren , ich ſtehe auf dem Standpunkt , daß das , was hier gewünſcht wird ,
tatſächlich erreicht iſt , namentlich wenn Sie noch in Anſatz bringen die be⸗
ſonderen Vorteile , die den Arbeitern der Reichseiſenbahnen aus ihrer Zu⸗
gehörigkeit zu der Verwaltung erwachſen . “

( 48. Sitzung vom 27. April 1912 . St . B. S. 1477 )

107 . Zugunſten der Werftarbeiter ſtimmte das Zentrum für
folgenden Antrag :

„den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dafür Sorge tragen zu wollen ,
daß bei den Wahlen zur Betriebskrankenkaſſe und zu den Arbeiterausſchüſſen
in den Marinebetrieben die Verhältniswahl eingeführt wird . “

Abg . Erzberger wünſchte höhere Löhne , längeren Urlaub
und Bezahlung der geſetzlichen Feiertage . Die Reichsverwaltung
ließ erklären :

„ Der Herr Abgeordnete Erzberger hat darauf hingewieſen , daß das
Akkordbureau ſo, wie es an einer Stelle einer Werft eingerichtet ſei , nicht
ſo funktioniere hinſichtlich der Zuziehung der Arbeiter , wie es die Arbeiter ,
die ſich an ihn gewandt haben , wünſchten . Wir werden dieſe Angelegenheit
nachprüfen und werden ſehen , was in der Beziehung möglicherweiſe zu ver⸗
anlaſſen ſein wird . “ ( 63. Sitzung vom 15. Mai 1912 . St . B. S. 2035 )

Eine arbeitsreiche Seſſion hat der neue Reichstag hinter ſich,
eine hochbedeutſame , in der das Zentrum in ebenſo verantwortungs —
voller wie einflußreicher Stellung für das Gedeihen des deutſchen
Vaterlandes gearbeitet hat .
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